
Pflicht zur Anzeige „nur bevor
stehende oder noch im Gange be
findliche Verbrechen betrifft, nicht 
aber auch solche^ deren Abschluß 
dem Untersuchungsorgan bereits 
positiv bekannt ist“. Bei der Frage 
nach der konkreten Pflicht eines 
Bürgers zur Anzeige kommt es nicht 
darauf an, ob die Straftat einem Un
tersuchungsorgan bekannt geworden 
ist. Dafür ist vielmehr allein der 
Umstand entscheidend, ob der Be
treffende glaubwürdig Kenntnis von 
der Gefahr erhielt, als die Straftat 
noch nicht beendet war. Er hat keine 
Anzeigepflicht, wenn er von einer 
Straftat erfährt, die bereits beendet 
ist, unabhängig davon, ob sie einem 
Untersuchungsorgan bekannt ist 
oder nicht.
Unklar ist auch die Auffassung von 
Bein/Koristka/Wittenbeck, daß „nahe 
Angehörige, bei denen sich erweist, 
daß eine der in § 225 StGB genann
ten Straftaten vor der ersten Ver
nehmung bereits abgeschlossen war, 
nachträglich auf ihr Aussageverwei
gerungsrecht aufmerksam zu machen 
sind“. Es kommt auch hierbei nicht 
darauf an, ob die Straftat vor der 
ersten Vernehmung der Angehörigen 
bereits abgeschlossen war oder 
nicht, sondern darauf, wann die 
Angehörigen von der Straftat glaub
würdig Kenntnis erhielten. Hatten 
sie eine Anzeigepflicht, so steht 
ihnen auch im späteren Verfahren 
kein Aussageverweigerungsrecht zu. 
Sinn dieser Bestimmung ist es ge
rade, daß ein Recht zur Aussage
verweigerung nicht besteht, soweit 
nach dem Strafgesetz Anzeige zu er
statten ist (§§ 26 Abs. 1, 27 Abs. 1 
Ziff. 2 StPO).
Die Pflicht zur Anzeige gemäß 
§ 225 StGB besteht für alle Bürger; 
auch der Bedrohte selbst ist hier
von nicht ausgenommen. In der 
Mehrzahl der Fälle hat der Be
drohte keine Kenntnis von der be
vorstehenden Straftat. Sollte er aber 
z. B. Kenntnis von einem beab
sichtigen Verbrechen gegen sein Le
ben haben,, so muß er Anzeige er
statten. Das gilt erst recht, wenn 
sich das Verbrechen zugleich auch 
gegen andere Personen richtet, wie 
z. B. beim erweiterten Suizidver
such. Da aber nach § 226 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
abgesehen werden kann, wenn der 
Anzeigepflichtige den Bedrohten 
rechtzeitig gewarnt hat, sollte im zu
letzt genannten Fall diese Möglich
keit auch für den Bedrohten selbst 
gelten. Damit kann eine differen
zierte Strafverfolgungspraxis ge
sichert werden.
Das Recht zur Aussageverweigerung 
gemäß §§ 26, 27 Abs. 1 Ziff. 2 StPO 
besteht folglich nicht, wenn der 
Betreffende vor Beendigung einer 
nach § 225 StGB anzeigepflichtigen 
Straftat glaubwürdig von ihrem Vor
haben, der Vorbereitung oder Aus
führung Kenntnis erlangt hat. Er
fährt er von der Straftat erst nach 
ihrer Beendigung, so hat er keine 
Pflicht zur Anzeige und damit ein 
Aussageverweigerungsrecht.

Hat bei einem Verbrechen gegen das 
Leben der Bedrohte oder Geschä
digte nicht mehr die Möglichkeit zur 
unverzüglichen Anzeige, weil er dem 

verbrecherischen Angriff schon aus
gesetzt ist, dann sollte ihm das 
Recht zur Aussageverweigerung zu
stehen, wenn er zu dem in §§ 26, 

27 StPO genannten Personenkreis ge
hört.
Ein Verbrechen oder Vergehen ist 
erst beendet, wenn das kriminelle 
Geschehen tatsächlich abgeschlos
sen ist. Das Stadium der Ausführung 
einer Straftat umfaßt also nicht nur 
den Beginn, wie es im' StGB-Lehr- 
kommentar (Bd. II, S. 257) heißt, son
dern auch das Stadium des Ver-

in seinem Urteil vom 24. April 1970 
- IIBSB 49/70 - (NJ 1970 S. 621) hat 
das Bezirksgericht Frankfurt (Oder) 
den Rechtssatz entwickelt, daß der 
Buchhalter einer LPG nicht Täter ge
mäß § 171 StGB (Falschmeldung und 
Vorteilserschleichung) sein könne, da 
die Berichterstattung gegenüber 
Staats- und Wirtschaftsorganen nicht 
zu seinem Aufgabenbereich, sondern 
zu dem des LPG-Vorsitzenden ge
höre. Gegen diese Rechtsauffassung 
bestehen erhebliche Bedenken. 
Sowohl T e n n e r  (Forum der Kri
minalistik 1969, Heft 6, S. 269) als 
auch B u c h h o l z / S e i d e l  (Lehr
material für das Fernstudium an der 
Humboldt-Universität Berlin, Straf
recht der DDR, Besonderer Teil, 
Heft 6, Berlin 1970, S. 76/77) haben 
darauf hingewiesen, daß Hauptbuch
halter als leitende Mitarbeiter von 
Betrieben in allen Wirtschaftseinhei
ten Täter einer Straftat nach § 171 
StGB sein können. Das LPG-Recht 
kennt zwar die Funktion eines 
Haüptbuchhalters nicht; denn die je
weiligen Musterstatuten und auch 
die Empfehlung einer Arbeitsord
nung für Buchhalter der LPG vom 
18. Dezember 1953 (GBl. S. 1300) sta
tuieren nur die Rechte und Pflich
ten des Buchhalters. Der Buchhalter 
einer LPG ist aber aus folgenden 
Gründen trotzdem zum Täterkreis 
des § 171 StGB zu zählen:
1. Der Buchhalter einer LPG ist 
nicht schlechthin nur ein Genossen
schaftsmitglied oder — soweit seine 
Tätigkeit auf einem Arbeitsrechtsver
hältnis beruht — ein Angestellter der 
jeweiligen Genossenschaft. Er gehört 
neben den gewählten Funktionären 
der Genossenschaft zu dem Perso
nenkreis, der auf Grund seiner Auf
gaben und der damit verbundenen 
Verantwortung von der Mitglieder
versammlung der Genossenschaft 
b e s t ä t i g t  werden muß (vgl. 
Ziff. 57 Abs. 2 Buchst, d und 65 LPG- 
MSt III). Er ist für die Organisation 
und Kontrolle der gesamten finan
ziellen Seite des Wirtschaftsablaufs 
verantwortlich und leitet auf der 
Grundlage der gesetzlichen Bestim
mungen, der Beschlüsse der Mitglie
derversammlung und des Vorstandes

suchs und der Vollendung bis zur 
Beendigung der Straftat. Das gilt 
auch in den Fällen, in denen die 
Straftat z. B. fortgesetzt oder der 
Versuch wiederholt wird oder wenn 
Dauerdelikte oder Verbrechen gegen 
die DDR mit Unternehmenscharak
ter (§ 94 StGB) begangen werden, 
die bereits im frühzeitigen Entwick
lungsstadium vollendet sind (StGB- 
Lehrkommentar, Bd. II, S. 40). Lag 
aber eine Anzeigepflicht für einen 
Bürger vor, dann steht ihm in kei
nem Stadium des Strafverfahrens 
ein Aussageverweigerungsrecht ge
mäß §§ 27 Abs. 1 Ziff. 2, 26 StPO zu
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sowie der Weisungen des Vorsitzen
den das einheitliche System von 
Rechnungsführung und Kontrolle in 
der LPG.
2. Der Buchhalter ist nach dem Vor
sitzenden einer der wichtigsten Wirt
schaftsfunktionäre der Genossen
schaft (vgl. А r 11, Grundriß des 
LPG-Rechts, Berlin 1959, S. 250 ff.). 
Seine Stellung wird unter Berück
sichtigung der ihm obliegenden, aus 
den Bestimmungen des Musterstatuts 
sowie der Arbeitsordnung sich erge
benden Rechte und Pflichten ent
scheidend dadurch gekennzeichnet, 
daß er durch seine Arbeit und die 
Tätigkeit des von ihm geleiteten 
Kollektivs der Mitarbeiter der Buch
haltung u. a.
— die Voraussetzungen für eine 

ständige Übersicht über den 
Stand der Entwicklung der LPG 
zu schaffen, den Leitungsorganen 
der Genossenschaft exakte Über
sichten und Analysen über den 
Wirtschaftsablauf und damit allen 
Mitgliedern die Möglichkeit zur 
öffentlichen Kontrolle der Erfül
lung der Betriebspläne zu geben 
hat;

— die Einhaltung der Finanzdiszi
plin in der LPG über das inner
genossenschaftliche Rechnungs
und Belegwesen organisiert und 
durchsetzt;

— die statutengemäße Bildung und 
Verwendung der genossenschaft
lichen Fonds kontrolliert und bei 
Verstößen den Vorstand, die Re
visionskommission, die Mitglie
derversammlung und nötigenfalls 
den Rat für landwirtschaftliche 
Produktion und Nahrungsgüter
wirtschaft informiert.

3. Der Buchhalter ist wie jeder an
dere leitende Funktionär der Genos
senschaft für die Erfüllung aller 
Aufgaben innerhalb eines genau 
festgelegten und abgegrenzten Be
reichs persönlich verantwortlich. Er 
hat das Recht und die Pflicht, ihm 
unterstellte Mitglieder oder Werktä
tige, wie Lohnbuchhalter und ande
re Buchhaltungskräfte, zu kontrollie
ren, anzuleiten und anzuweisen. 
Zusammenfassend kann also zu-

Täter einer Falschmeldung gemäß § 171 StGB kann auch der 
Buchhalter einer LPG sein
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